
Baurecht
Nr. 24

Amtliche Mitteilung der Grolen Kreisstadt Traunstein

Volizug des Baugesetzbuches (BauGB);
10. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Traunstein zur Ausweisung einer
Gemeinbedarfsfläche für die Grundschule und Feuerwehr, sowie einer Mischgebiets-
flache;
Bekanntmachung der Veraffentlichung gema § 3 Abs. 2 BauGB

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 24.09.2026 den Entwurfzur 10. Anderung des FIä-
chennutzungsplanes der Stadt Traunstein zur Ausweisung einer Gemeinbedarfsfläche
für die Grundschule und Feuerwehr sowie einer Mischgebietsflache gebilligt.

Durch die Anderung solt die bisher ats ,,Landwirtschaft" dargesteitte Flache als ,,Gemein-
bedarlsfläche und Mischgebietsflache (MI) dargesteilt werden.
Der Anderungsbereich ist aus dem nachstehenden Kartenausschnitt ersichtlich:

(nicht maRstabsgetreu)

Die Fläche Iiegt östtich vom Ortsteil von Wolkersdorf, südtich angrenzend veriäuft die
Traunsteiner StraRe (TS 2).



2. Der Entwurf der 10. Anderung des Flachennutzungspianes, bestehend aus Planzeich-
nung (Al) mit Begrundung und Umweltbericht (A2) (jeweils in der Fassung vom
14.10.2026) sowie die nach Einschatzung der Stadt wesentlichen, bereits vorliegenden
umweltbezogenen Stellungnahmen werden gemaI § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom

10.11.2026 bis einschIieIIich 14.12.2026

im Internet verOffentlicht und sind auf der Homepage der GroRen Kreisstadt Traunstein

https://www.traunstein.de/ unter der Rubrik Stadtentwicklung & Wirtschaft - Stadtent-
wicklung -* Bauleitplanung bzw. der Adresse www.traunstein.de/stadtentwickiunq-wirt-
schaftlstadtentwicklunq/bauleitplanunq

und Uber DiPlan Beteiligung einsehbar- DiPlanung https://traunstein.de/FNP

einsehbar.

Neben der Veroffentlichung im Internet werden die Untertagen während der Veröffentli-
chungsfrist auch in Papierform im Rathaus der GroRen Kreisstadt Traunstein,
Stadtplatz 39, Zimmer Nr. 212, während der Ubtichen Dienststunden offenttich ausgelegt.

Diese sind:

Montag: 08:00-12:30 Uhr und 13:30-16:00 Uhr
Dienstag und Donnerstag: 08:00-12:30 Uhr und 13:30-16:00 Uhr
Mittwoch: 08:00-12:30 Uhr
Freitag: 08:00-12:00 Uhr

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfugbar

Schutzgut Art der vorhandenen Information

Erholungsqualitat des Ptangebiets und Auswirkungen der Pta-

Aensch nung auf den Erholungsraum (Hinweise auf mogliche Minimie-
rungsmaRnahmen auf Ebene des Bebauungsplanes),
Immissionsschutz (Verkehrslärm, Konflikt Schule/ Feuerwehr)

3oden Versiegelung, Baugrundbeschaffenheit (Tragfahigkeit, Versicke-
rungsfahigkeit), Kampfmittelbelastung

Grundwassersituation, Versickerungsfahigkeit, Starkregenereig -

nisse (Auswirkungen durch Versiegelung, Grundwasserstand,Nasser Starkregengefahrdung; Ermittlung des Niederschlagsabflusses
bei Starkregen)

:Iache Flacheninanspruchnahme, Flachenversiegelung

MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft, Artenschutzrechtliche Prufung (Prufung

fIanzenITiere der Betroffenheit streng geschUtzter Arten, Prufung artenschutz-
rechttiche Verbotstatbestande, Festlegung von Vermeidungs-

___________________

maRnahmen)



(hma/Luft Vorbelastungen, Auswirkungen auf klimarelevante Strukturen,

1' Auswirkungen auf das

.andschaftsbiId SchutzwUrdigkeit und Auswirkungen auf das Landschaftsbild

Bodendenkmal (Hinweis auf Bodendenkmal Stra1e der römi-ultur- und sonstige
schen Kaiserzeit und Erforderlichkeit denkmalrechtlicher Erlaub-achguter
nis; archaologische Beg leitung beim Abtragen des Oberbodens)

- Schalltechnische Stellungnahme vom 23.09.2026 (A3)
- Gutachten Starkregen - Bestandsituation vom 30.07.2026 + 03.08.2026 (A4/4a)
- Kampfmitteluntersuchung vom 18.03.2025 (A5)
- Artenschutzrechtliche Prufung vom 25.05.2025 (A6)
- Einschatzung Baugrund vom 18.03.2025 (A7)
- Stellungnahme Landratsamt Traunstein, Naturschutz vom 08.07.2026 (Bl)
- Stellungnahme Wasserwirtschaftsamt vom 17.07.2026 (B2)
- Stellungnahme Landratsamt Traunstein, SG Tiefbau vom 22.06.2026 (B3)
- Stellungnahme Bay. Landesamt für Denkmalpflege vom 09.07.2026 (B4)
- Stellungnahme Regierung von Oberbayern vom 16.07.2026 (B5)
- Stellungnahme Landratsamt Traunstein, Immissionsschutz- und Abfallrecht vom

29.06.2026 (B6)
- Stellungnahme Landratsamt Traunstein, Wasserrecht I Bodenschutz vom 07.07.2026

(B7)
- Stellungnahme Amt für Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten - Bereich Landwirt-

schaft vom 08.07.2026 (B8)
- Stellungnahme Landratsamt Traunstein, Infektionsschutz/Hygiene/Medizinaufsicht;

vom 15.07.2026 (B9)
- Stellungnahme Bayernwerk Netz vom 15.06.2026 (BIO)
- Stellungnahme IHK München und Oberbayern vom 25.06.2026 (Bil)
- Stellungnahme Stadtwerke Traunstein vom 17.06.2026 (B12)
- Stellungnahme Vermessungsamt vom 18.06.2026 (Bi 3)
- Stellungnahme GroRe Kreisstadt Traunstein, SG Stadtentwasserung vom 13.07.2026

(B14)
- Stellungnahme Erzbischöfliches Ordinariat vom 16.06.2026 (B15)
- Stellungnahme Gemeinde Nussdorfvom 15.06.2026 (B16)
- Stellungnahme Gemeinde Chieming vom 15.06.2026 (B17)
- Stellungnahme Gemeinde Grabenstätt vom 29.06.2026 (B18)
- Stellungnahme EG Wolkersdorfvom 17.06.2026 (B19)
- Stellungnahmen Privater vom 11.07.2026 + 16.07.2026 (B20 I B21)
- Machbarkeit Schule (Cl)
- Grundschute Mehrbedarf Studie (C2)
- Machbarkeit Feuerwehr (C3)

Es wird auf folgendes hingewiesen:

Stellungnahmen kOnnen während der Dauer der Veroffentlichungsfrist abgegeben
werden.

2. Stellungnahmen soilten elektronisch Ubermittelt werden (baurechtstadt-traun-
stein.de), können bei Bedarl aber auch auf anderem Weg abgegeben werden.



3. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung
Uber die 10. Anderung des Flachennutzungsplanes unberucksichtigt bleiben.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemaR § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes mit alien Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der
Veroffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend
machen können.

Der Inhalt der Bekanntmachung ist auch auf der Homepage der Groen Kreisstadt Traun-

stein www.traunstein.de/stadtentwickiunq-wirtschaft/stadtentwicklunq/bauleitplanunq
eingesteiit.

Datenschutz:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e) der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) i. V. m. § 3 BauGB und dem Bayerischen
Datenschutzgesetz (BayDSG). Sofern Sie lhre Stellungnahme ohne Absenderangaben abge -

ben, erhalten Sie keine Mitteilung Uber das Ergebnis der Prufung. Weitere Informationen ent-
nehmen Sie bitte dem Formblatt ,,Datenschutzrechtiiche InformationspfIichten im Bauieitplan-
verfahren" das ebenfalls öffentlich ausliegt.

Traunstein, 28.10.2026
Gr 13e Kreisstadt Traunstein

Dr. ristian Hummer
Oberburgermeister



Datenschutzrechtliche InformationspfIichten im Bauleitplanverfahren nach
Art. 13 und 14 DSGVO

1.1 Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen

Verantwortlicher: Stadtverwaltung Traunstein, vertreten durch den Oberburgerrneister
Anschrift: Stadtplatz 39, 83278 Traunstein
E-Mail -Adresse: info(stadt-traunstein .de
Telefonnummer: 0861/65-0

1.2 Name und Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten

Verantwortlicher: Daniel Du1rnann
Anschrift: Crailsheirnstraae 1, 83278 Traunstein
E -Mail -Adresse: Daniel.Dussmannctraunstein.bayern
Telefonnummer: 0861/58-7092

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung

Die Verarbeitung der Daten erfolgt irn Rahrnen der Planungshoheit der Gemeinde zurn
Zweck der Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung und insbesondere zur

10. Anderung des Flachennutzungsplans der Stadt Traunstein zur Ausweisung einer
Gemeinbedarfsfläche für die Grundschule und Feuerwehr, sowie einer
Mischgebietsfläche;
Bekanntmachung der Veröffentlichung gemäI § 3 Abs. 2 BauGB

Irn Rahmen dessen sind das Planerfordernis und die Auswirkungen der Planung zu ermitteln
und die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzu-
wägen ( 1 Abs. 3, 6 und 7 BauGB). Dazu erfolgt eine Erhebung personenbezogener Daten,
soweit dies zur Ermittlung der abwagungsrelevanten Belange notwendig ist.

Die Erhebung erfolgt unter anderern durch die Stadtverwaltung oder im Auftrag der Stadtver-
waltung durch Dritte, durch eingehende Stellungnahmen der Offentlichkeit und der Behorden
im Rahmen der gesetzlich geforderten Offentlichkeits- und Behordenbeteiligungen ( 3 - 4
c BauGB).
Die Verarbeitung von Adressdaten ist erforderlich, urn der Pflicht zur Mitteilung des Abwa-
gungsergebnisses nachzukornmen.

Die Verarbeitung ist fur die Wahrnehmung einer öffentlichen Aufgabe erforderlich, die irn
Offentlichen Interesse liegt. Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 Buchst. e DSGVO i.V.rn. Art. 4
Abs. 1 BayDSG sowie dern anzuwendenden Fachgesetz (BauGB).

3. Arten personenbezogener Daten

Folgende Daten werden verarbeitet:

Vornarne, Nachname, Adresse und sonstige Kontaktdaten
Daten, die städtebaulich und bodenrechtlich relevant sind
Daten, die irn Rahmen von Stellungnahmen abgegeben wurden (sag. aufgedrangte
Daten)



4. Empfänger

Personenbezogene Daten werden folgenden Empfangern ubermittelt:

- Stadtrate zur Beratung und Entscheidung uber die Abwagung
- Hoheren Verwaltungsbehorde zur Prufung von Rechtsmangeln
- Gerichten zur Uberprufung der Wirksamkeit der Bauleitplane
- Dritten, die in die Durchfuhrung des Verfahrens im Auftrag der Stadt eingebunden sind

5. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten

Die Gewahrleistung eines Rechtsschutzes im Rahmen elner gerichtlichen Prufung erfordert
die dauerhafte Speicherung personenbezogener Daten. Denn auch nach Ablauf der Fristen
für die Erhebung einer Normenkontrollklage kann em Bauleitplan Gegenstand einer gericht-
lichen lnzidentprüfung sein. Sonstige Unterlagen werden so lange gespeichert, wie dies
unter Beachtung gesetzlicher Aufbewahrungsfristen bzw. für die Aufgabenerfullung erforder-
lich ist.

6. Betroffenenrechte

Gegen den Verantwortlichen bestehen das Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO), Berichti-
gung (Art. 16 DSGVO), Loschung (Art. 17 DSGVO), Einschrankung derVerarbeitung (Art. 18
DSGVO) sowie auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO). Desweiteren kann Widerspruch
gegen die Datenverarbeitung eingelegt werden (Art. 21 DSGVO). Die Rechtmaligkeit der
aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Datenverarbeitung wird durch diesen
nicht berührt (Art. 7 Abs. 3 Satz 2 DSGVO).

Die vorgenannten Rechte bestehen nur nach den jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen
und können auch durch spezielle Regelungen eingeschränkt oder ausgeschlossen sein.

Im Rahmen der Verarbeitung personenbezogener Daten besteht ferner das Recht auf Be-

schwerde bei der Aufsichtsbehorde nach Art. 77 Abs. 1 DSGVO. Dies ist für den Freistaat
Bayern der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz, Wagmüllerstrafe 18, 80538
M ünchen, poststelledatenschutz-bayern.de.


